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Mnigung nver das Sgrsrprogrsnnn —
aber nickt über die Steuern

In einer am Dienstag abgehaltenen Sitzung des Reichs -
kabinetts wurde die Beratung des Agrarprogranims abge¬
schlossen . Die Verhandlungen haben zu einer völligen Eini -
gung geführt . Die Agrarvorlagen sollen als Initiativanträge
der Regierungsparteien im Reichstag erledigt werden . Die
Reichstagstagung soll bis Dienstag nächster Woche ausgedehnt
werden .

Auch in einer Parteiführerbesprechung ist über das Agrar -
Programm eine Einigung erzielt worden . Die definitive Ent -
scheidung hängt jedoch von der Zustimmung der hinter der Re -

gierung stehenden Parteien zur Decknngsvorlage der Regie -

rung ab , insbesondere der Arbeitslosenversicherung und der
Biersteuer . Die in der Regierung vertretenen Parteien wol -
len sich erst dann entscheiden , für das Agrarprograinm einzu -
treten , wenn eine Entscheidung über das Finanzprogramm
herbeigeführt worden ist .

In der gestrigen Sitzung des Steiuerausschnsses des Reichs -
tags wurden die Tabakstenernovelle und die Mineralwasser -
steuer abgelehnt , und das bildet » nur das Vorspiel zu dem
wichtigeren Ereignis , das heute im Steuerausschuh zu
erwarten war , der Ablehnung der Bierstenererhöhung .
Selbst wenn die Deutschnationalen und die Christlich -
nationalen , die im Ausschuß sich auch schon gegen die
Viersteuer ausgesprochen haben , geschlossen für diese ein -
treten würden , und wenn die Bayerische Volkspartei nebst dem
Bayerischen Bauernbund sich der Stimme enthielten , die Wirt¬
schaftspartei aber bei ihrer gleichfalls ablehnenden Haltung
verbliebe , wäre die Bierstenr schon gefallen .

Die neuen Agrarzölle
Die wesentlichen Grundzüge des Gesetzes zum Schutze der

Landwirtschaft sollen folgende sein :
Die Ermächtigungen für die wichtigen Zollinatznahinen .ie-

gen bei der Gesamtheit des Kabinetts . Sie sind befristet bis
>um 31 . März 1930. In der Frage der Sinsuhrscheine darf
ieine größere Belastung der Reichskasse entstehen , als im

letzten Jahre . Bei Roggen bleibt der Höchstsatz von 23(1 'M .
als Jahresdurchschnitt bestehen , bei Weizen 260 In bei¬
den Fällen erfolgt die Nachprüfung innerhalb von sechs Mo -
naten statt bisher von drei Monaten . Der Beimahlungs -
zwang von Roggen zu Weizen ist gefallen . Bei Gerste wird
ein Unterschied

"
zwischen Futter - und Braugerste gemacht ,

wodurch die Braugerste dem Weizenpreis gleichgestellt wird .
Für Futtergerste wird ein variabler Zoll von 2 bis 12 ,7?W
eingeführt .

Weiter wird die Regierung ermächtigt , den Zoll bei Schwei -
nen bis zu 50 Proz . heraufzusetzen , wenn der Preis für
Lebendschweine unter 45 ffil Berliner Notierung liegt . Die
Erhöhung dauert an , bis der Preis wieder 85 Mi erreicht .
Die Regierung ist ermächtigt , den Preis bis aus 36 M je
Doppelzentner heraufzusetzen . Der Zoll für Frischmilch ,deren Einfuhr bisher zollfrei war , ist auf 5 {Rrf je Kilo¬
gramm festgesetzt, für entkeimte Milch von 5 auf 8,5 äirf er¬
höht . Der autonome Eierzoll wird von 6 auf 3g Stil pro
100 Kilogramm heraufgesetzt ; er ist jedoch gegenüber Italien
und Jugoslawien gebunden . Für Müllcreierzengiiiffe wird
der doppelte Weizenzoll ptiis 1,50 %)l in Anwendung ge¬bracht werden . Der Zuckerzoll wird von 20 anf 24 Sm er¬
höht .

Für Weine werden die autonomen Zollsätze um 50 Proz .
erhöht , wobei jedoch zu berücksichtigen ist, daß die Weinzoll -
sätze gebunden sinv durch die Handelsverträge , vor allem mit
Italien , Frankreich und Spanien . Eine besondere Ermäch -
tigung für die Reichsregierung sieht vor , Hätz der Zollsatz fürWein , der zur Herstellung von Schaumwein verwandt wird ,nach ihrem Ermessen herauf - oder herabgesetzt wird .

Bevor eine Regelung des Hopfenzolles möglich ist. soll, die
Reichsregierung erst die mit Frankreich und Belgien bestehen -
den Bindungen beseitigen . Das Kontingent der zollfreien
Gefrierfleischeinfuhr wird ab 1 . Jnli beseitigt . Die Regierungwird Vorsorge treffen , die dadurch für die minderbemittelte
Bevölkerung entstehenden Nachteile auszugleichen , und zwardurch die Versorgung mit Frischfleisch . Dabei ist besondersan c>ie Einfuhr von dänischem Magervieh gedacht . Nutzer -dem ist sie Regierung ermächtigt , auch das Einfuhrkontingentfür gefrorene Innereien erforderlichenfalls anfznheben .

8

ft<>« zwei Milliarden Erdbewohner ? Nach den neuestenBerichten des Internationalen Statistischen Instituts imHaag wird die Bewohnerzahl des Erdballs gegenwärtig aufüber 2 Milliarden geschätzt. Im Jahre 1910 betrug dieseZabf 1 Milliarde 600 Millionen . Die Verteiluug auf dieeinzelnen Erdteile wird nach Schätzungen angegeben : Asien950 Mill ., Europa 550 Mill ., Amerika 230 Mill Afrika150 Mill . und Australien 7 Mill .
Ergebnislose Staatspräsidentenwahl in Lettland . Auf derTagesordnung des lettländifchen Landtags stand am Diens -

tag die Wahl des neuen Staatspräsidenten Lettlands . Bis9 .30 Uhr abends hatten sieben Mahlgänge stattgefunden , diejedoch ergebnislos verliefen . Der Kandidat des Bauernbun -des , Kuiesis , Vizepräsident des Landtages , erhielt 49 Stirn -men , doch fehlten ihm noch zwei Stimmen an der notwen -
digen absoluten Mehrheit . Der Sozialdemokrat Dr . ttolnins ,Präsident des Landtags , brachte es auf 36 Stimmen . Die
Fortsetzung der Wahl wurde auf beute , Mittwoch nachmittag
vertagt .

Letzte Nachrichten
Hucfc die Kiersteuer abgelehnt

BDZ . Berlin , 9. April lTel . ) Im Steuerausschuß
des Reichstags wurde heute die Bier st euer abge -
lehn t . Für dir Erhöhung hatten nur das Zentrum , die
Deutsche Bolkspartei und die Demokraten gestimmt , alle an -
deren Parteien stimmten dagegen .

Der Konflikt mit Thüringen
Ftnanzminister Baum rei >: nach Berlin

WTB . Weimar , 9 . April lTel . s Wie wir zuverlässig er -
fahren , wird Finanzminister Bauul seine Reise nach
Berlin heute antreten , um am Donnerstag mit dem Reichs -
innenminifter Dr. Wirth über die Beilegung des Kon -
fliktes zwischen Thüringen und dem Reichs zu
verhandeln . Diese Verhandlungen sind schon seit einiger Zeit
im Gange und von dem thüringischen Bevollmächtigte » Dr.
Münzet geführt worden . Es ist anzunehmen , daß eine
Beilegung des Konfliktes keinerlei Schwierigkeiten bie -
ten wird .

Das thüringische Kabinett wird sich voraussichtlich
am Freitag mit der Angelegenheit befassen .

♦ —

Verhaftungen von Antifaschisten in Paris
WTB . Paris , 9. April lTel . j Das „Journal " berichtet , daß

in einem Vorort von Paris drei Italiener verhaftet worden
seien , die einer Organisation angehörten , welche sich die Auf -
gäbe gestellt habe , alle faschistischen Organisationen nötigen -
falls mit Gewalt zu bekämpfen . Bei einer Haussuchung soll
ein Plan für die Bildung eiuer rotxn Armee in Italien vor -
gefunden worden sein . Nach zwei weiteren Italienern werde
gefahndet .

Kommunistische Umtriebe im Brefter Arsenal
WTB . Paris , 9. April >,Tel . ) Wie dem „Pelit Parisien "

aus Brest gemeldet wird , sind dort zwei Arbeiter des Arsenals
verhaftet worden , die im Arsenal kommunistische Flugschriften
verteilt haben . Bei einer Haussuchung in ihrer Wohnung sol-
len zahlreiche Exemplare solcher Flugschriften und Broschüren
über die Verwendung von Giftgasen gefunden worden sein .

Das Rheinland und Berlin
Anlätzlich der Eröffnung des 77. Rheinischen Provinzial »

landtags ging der Landeshauptmann der Rheinvrovinz . Ho -
riou , in seiner grotzcn Haushaltsrede u . a auch auf die Ost -
und Westfragen ein .

Er betonte , gerade die beiden äußersten Enden , Rheinprovinz
und Ostpreußen , sollten̂ nnd müßten "zusaminenhalten , und der
Stärkere müsse dem Schwachen helfen . Es müsse aber die
Frage geprüft werden , in welchem Matz es angängig sei. die
Mittel des Westens nach dem Osten zu überführen . Es müsse
neben der Durchführung des Oftprogramms nicht die Notlage
des Westens übersehen werden . Wenn neuerdings auch die
Stadt Berlin eine Änderung der Steuerverteilung auf Kosten
der Provinzen fordere , dann müsse diesen Bestrebungen ent -
gegengetreten werden . Berlin würde allmählich aussterben ,
wenn nicht das übrige Deutschland für die Reichshauptstadt
ständig Menschen großzöge , ernährte und ausbildete , aber noch
mehr lebe Berlin wirtschaftlich von der Provinz . Die Konzen -
tration der Verwaltung des Reichs und Preutzens und die
Konzentration der Verwaltung großer industrieller und finan -
zieller Unternehmungen in Berlin bringe eine Steuerkraft , die
aus dem übrigen Deutschland gesteift werde .Es würde daher der Gerechtigkeit durchaus entsprechen , wenndie Steuereinnahmen Berlins zu einem grotzen Teil dem übri -
ge» Deutschland zugute käme» . Wenn bei dieser Sachlage dieStadt Berlin aber noch besondere Berücksichtigung ihrer Steuer -
einnahmen etwa aus der Kraftfahrzeugsteuer verlange oder
Berücksichtigung bei der Verteilung von Staatsdotationen , sokönnten solche Ansprüche , die auf Kosten der übrigen Provin -
zen gehen würden nicht stark genug zurückgewiesen werden .

_ Die überführuiig der Leiche der Königin von Schweden . Der^ onderzug Rom - swinemüiide . der die sterblichen Uberresteder Königin Viktoria von Schweden nach Swinemünde brin -
geil wird , wird erst in der Nacht zum Freitag dort eintreffen .An der militärischen Trauerfeier nimmt u . a . der Chef derMarinestatiou der Ostsee . Kontreadmiral Hansen , teil . DasEhrengeleit werden die 2. und 4 . Halbflotille ausführen , diedas schwedische Geschwader bis nördlich der Oderbank in derOstsee begleiten werden .

Ratifizierung des Haager Abkommens durch den belgischenSenat . Der belgische Senat hat am Dienstag mit 109 Stim -men gegen eine stimme bei einer Enthaltung das HaagerAbkommen ratifiziert .
Ein Vertrauensvotum für Hugenberg . Der Vorstand derDeutschnationalen Volkspartei tagte am Dienstag in Berlin .Uber die Tagung wird von oeutschnationaler Seite folgendeMitteilung gegeben : Nach einem ausführlichen Bericht des

Parteivorsitzenden Dr. Hugenberg und nach einer eingehendenAussprache in der auch der Vorsitzende der Reichstagsfraktion .Dr. Oberfohren , das Wort ergriff , billigte der Vorstand die
Ausfuhrungen und sprach der Führung einstimmig sein un -bedingtes Vertrauen aus .

9Wit der Beilage : 4 5. Amtlicher Bericht über die Verhandlungen des Badischen Landtags

* XPUn die Finanzgesetze
Es ist genau so gekommen, wie es sich jeder Politiker

niit kühlem Kopf von vornherein gedacht hat : der Ver-
such. Ordnung in unsere öffentlichen Finanzen zu drin-
gen, hat wie ei» Stich in den Ameisenhaufen gewirkt.Alles ist aufgescheucht , alles rennt durcheinander , der
Kampf aller gegen alle ist entbrannt, und jeder fleht
zum Himmel, daß , wenn es nun schon blitzt, der Blitz jains Nachbarhaus und nicht ins eigene Haus einschlagen
möge. Es ist ein unwürdiger Anblick !

Wo auch immer irgendeine neue Besteuerung zur Sa-
nierung unserer Finanzen angekündigt wird, da er-
heben sich die davon Betroffenen zu leidenschaftlichem
Protest. Obwohl in allen Teilen unseres Volkes voll-
kommene Übereinstimmung darüber besteht, daß es sonicht weitergeht , daß etwas Einschneidendes zur Sanie-
rung der öffentlichen Finanzen geschehen muß , verwei -
gert doch ein jeder Stand seine durch Opfer zu bewei¬
sende Mitarbeit in dem Augenblick , wo ihm Opfer znge-
mntet werden .

Aufs bitterste rächt sich jetzt eine durch zehn Jahre hin-
durch befolgte Politik , die vielfach so beschaffen war, daßsie den Glauben erwecken mußte, man habe sich vor allem
den Kopf darüber zu zerbrechen , wie man die Gelderausgibt, aber nicht, wir man sie einnimmt. Zehn Jahre
hindurch, vor allem aber seit der Stabilisierung derMark, seit dem Jahre 1924. hat man an den Staat und
seine Kassen und aj die Wirtschaft Anforderungen über
Anforderungen gestellt und zum größten Teil auch durch-
gedrückt , ohne sich zu fragen, luv denn die Gelder her -kommen sollen, mit welchen diese Anforderungen auf dieDauer erfüllt werden können , und ohne sich zu sragln ,ob die Wirtschaft bei einem solche » Versahren überhaupt
noch imstande sein kann, ihre » großen wirtschasts - und
finanzpolitischen Verpflichtungen zu genügen, nämlich sogut und so billig als möglich zu produzieren, soviel Ar-beiter als nur irgend zu beschästigen und soviel Steuernals nur irgend möglich zu bezahlen .

Die Sanierung der öffentlichen Finanzen kann nurund wird nur kommen , wenn man durch eine vernünf-tige Finanz- und Steuerreform der Pumpwirtschast einEnde macht, wenn man die Ersparnisse durchführt , die
unbedingt durchgeführt werden müssen , und wenn mandas ganze Besteuerungssystem so anlegt, daß die Wirt -
schaft dabei möglichst geschont wird. Darüber hinausmuß man der Landwirtschast durch bestimmte Hilfsmaß -nahmen svsort und der gesamten Wirtschast im nächstenJahre durch Steuersenkungen auf die Beine helfen. Dienüchternen Politiker in Deutschland , die sich bemühen,die wirtschaftspolitische Lage ohne jede Parteibrille znbetrachten, zweifeln daran, daß es möglich sein wird ,dieses Programm mit dem Parlament durchzudrücken.Und die Ereignisse scheinen ihnen recht zu geben . Wenn

jetzt schon der Kampf um die Steuern so leidenschaftlicheund bedenkliche Formen annimmt , wie wird dann erstder Kampf aussehen, wenn man an die Realisierung des
Sparsamkeitsprogramms herangeht, an ein Programmalso , das sich ohne ganz erheblichen Stellenabban und ohneReduzierungen der Gehälter und Löhne aar nickt vcr -
wirklichen läßt .

Es ist bezeichnend , daß so viele Politiker es gar nichtwagen , au diese Dinge zu rühren . So hat zum Beispielauf der gestrigen Tagung des Badischen Städteverbandesund des Badischen Städtebundes kein einziger Städte-
Vertreter angekündigt , daß jetzt endlich die dringend not-wendige Sparpolitik im Gehaltswesen der Städte ein-
setzen wird . Niemand hat davon gesprochen, daß überalldort, wo in den letzte» Jahren Stellen um ein oder zweiKlassen höher eingestuft wurden, wieder zurückgestuftwird . Ebenso wie niemand davon gesprochen hat daßbei uns in Baden der Staat die gesamten personellen»schullasten trägt , und daß dadurch den Gemeinden ein
Geschenk dargeboten wird, ein Geschenk, das sie instandsetzen sollte , init Hilfe einer sparsamen Personalpolitikihren Etat leidlich in Ordnung zu halten . Wie sich dieAnlegung eines Rheinbadunternehmens, wie des vonRappenwört — also eines Millionenprojekts, das jähr-
lich Aufwendungen von Hunderttausenden von Reichs-mark verursacht — zusammenreimen läßt mit der finan -
ziellen Notlage der Stadt Karlsruhe — auch diese Frageist nicht beantwortet worden.

Daß die Gemeinden in ihrer Gesamtheit ebenfallsschwer unter den heutigen schlechten Verhältnissen zn lei¬den haben, iind daß viele unter ihnen trotz des Strrbens



nach Sparsamkeit nur schwer auskommen können , das
ist gewiß nicht zu bestreiten . Diese schlechte» Verhältnisse
werden bekanntlich in erster Linie bedingt durch all das .
was mit dem Begriff „ Erwerbslosensürsorgc " zusammen ,
hängt . Auf diesem Gebiet werde » Anforderungen an
die Gemeinden gestellt , de » e » sie nicht mehr geniigen
könne » . Und so ist auch vom Standpunkt der Genie ! » -
den aus die Reform der Arbeitslosenversicherung das
wichtigste finanzpolitische Problem .

Wenn der Badische Städteverband und der Badische
Städtebund glauben , man könne der finanziellen Schmie -
rigkeiten durch Anleihen Herr werden , so ist das ein recht
absonderlicher Glaube . Wir sind gerade verschuldet ge¬
nug . Wir bürde » unser » Kindern und Enkelkindern
scho » an und für sich eine surästbare Zinslast aus die
Schultern , und wir müssen fiir die geliehenen Gelder
derartige Opfer bringe » , daß es doch wirklich oberste
Pflicht eines jede » verantwortliche » Hincmzpolitikers
sein müßte , vor Anleihen zu warne » .

Und wenn die <3tomei » &en vom Reich und von den
Ländern eine Sparsamkeitspolitik verlange » , so ist dar -
ans zu erwidern , daß diese Politik ja jetzt in Berlin ein -
geleitet ist und zum Siege geführt werden soll , » » d daß
speziell unser badifcher Staat unter der Führung seines
Finanzministers , des Staatspräsidenten I7r . Schmitt , in
umfassender Weise die große Ausgabe der inneren
Finanzresornl des Landes und der Verwaltungsresorm
im Sinne weitgehender Ersparnisse praktisch in Angriff
genommen hat . Das Beispiel ist also da . Die Gemein -
den haben nur nötig , es zu besolgen und ihrerseits das
zn tun , was man jetzt im Reich und in de » Länder » , zum
mindesten bei uns int badischen Land , ernstlich durchzu -
führen begonnen hat .

Wen » es nach den Kritiker » und nach den von einer
Steuer Betroffenen ginge , dann würden überhanpt nie
Steuern zustande kommen . Jeder Fina » zolitiker weiß ,
daß eine Steuer immer als zu hart und irgendwie als
zu ungerecht empfunden wird . Er hat die peinliche Auf -
gäbe , unter den Steuerblüten , die sämtlich übel duften ,
diejenigen herauszusuchen , die seiner Überzeuguug nach
noch ain wenigsten übel riechen . Das hat der badische
Finanzminister bzw . die badische Regierung getan . Wer
die einzelnen Bestimmunge » ihres Finanzgesetzentwurfes
ablehnt oder gar mit spöttischer Kritik beiseiteschiebt ,
der ist verpflichtet , andere , branchbare Vorschläge zu ma -
chen . Denn unsere Finanzen müssen in Ordnung ge-
bracht werden , und sie können in Ordnung gebracht wer -
de » , wenn jeder das richtige Verständnis für die äugen -
blickliche Lage bekundet und die Opfer zu tragen bereit
ist , die man von ihm verlangt . Ganz allgemein gesehen ,
empfiehlt sich der badische Finan .zgesetzentwnrs wirklich
dadurch , daß er die unabweislichen Opfer zweckmäßig
verteilt und dabei eine Gerechtigkeit ossenbart , wie sie in
menschlichen Dingen , die bekanntlich alle irgendwie un -
vollkommen sind , kaum wieder erreicht werden kann .

Grundsätzlich wäre zu allen Besteuerungen im Reich ,
in den Ländern und in den Gemeinden nur das eine
Kritische zu sagen , daß die Lastenverteilung Wohl immer
noch etwas zu sehr den augenblicklichen Einkommenstand
der Schichten des Volkes als Grundlage anuimnit , also
die Tatsache der Notlage der gesamten Wirtschast noch
immer viel zn wenig berücksichtigt und nicht genügend
daran denkt , daß sich seit dem Kriege eine Verschiebung
in den Einkommenverhältnissen vollzogen hat , welche
einen großen Teil des Volkes über das normale Maß
hinaus begünstigt , den andern aber benachteiligt . Hier
muß wohl eine Korrektur geschaffen werden . Und sie ist
nur denkbar in der Weise , daß man den Wohlstandsindex
zu Hilse nimmt und bei jeglicher Besteuerung möglichst
die Schichten heranzieht , die,vin höheres Einkommen
haben , als es der » Index vorschreibt , nämlich mehr als
150 Proz . des Friedenseinkommens . Bei alledem würde
dann immer noch nicht die Tatsache der Verarmung un -
seres Volkes berücksichtigt werden . Wenn diese Ver -
armung faktisch von allen Schichte » zugegeben und in
ihren praktischen Folgen anerkannt und hingenommen
wird , dann müßte eigentlich ein Arbeitseinkommen , das
130 Proz . des Friedenseinkoniens beträgt , zunächst als
ausreichend gelten . Jedensalls bestehe » gerade hier , auf
diesem Gebiet , Gegensätze , die so groß sind und in ihrer
Größe den notleidenden Schichte » so sehr zum Bewußt -
sein kommen , daß man sich deren Erbitterung und Ver¬
zweiflung wohl erklären kann .

Eine Entgleisung
* Am Schluß der gestrigen Sitzung des Badischen Städte -

Verbandes und Badischen Städtebundes hat Chefredakteur Dr.
Pfeffer vom „Heidelberger Tageblatt " namens der Presse -
Vertreter für die gebotene Gelegenheit , in der Angelegenheit
des inneren badischen Finanzausgleichs auch die Städte zu
hören , gedankt . Das war eine Anstandspflicht , der man schon
allein deswegen zu genügen hatte , weil die ganze Tagung ja
in der Form eines Presseempfangs stattfand . Eine bedauer -
liche Entgleisung war es aber , als derselbe Herr Dr. Pfeffer
dann erklärte , „der u^u ^ Finanzgesetzentwurf stelle ein Unter -
grabung der Selbstverwaltung der Städte und Gemeinden dar ,
uud dazu könne auch die Presse nicht schweigen " . Dieser Satz
ist eine Ungehörigkeit , gegen die wir aus prinzipiellen Grün -
den protestieren . Die Auffassung des Herrn Dr. Pfeffer in
allen Ehren ! Wenn er aber im Namen der anwesenden Presse -
Vertreter spricht , dann muh er sich einer hier gebotenen Zurück -
Haltung befleißigen und darf diese Pressevertreter nicht auf
eine Meinung festzulegen versuchen , die sich einseitig sür die
Tlädte einsetzt , und ebenso einseitig gegen die Regierung rich-
lel . Die Aufgabe der Presse als solche war es gestern , sich zu
informieren und nicht Stellung zu nehmen .

Die Finanzvorlagen im Reichstag
Das Gaststättengeseiz angenommen — Die Reformder Arbeitslosenversicherung
Zu, Reichstag wurde am Dienstag das Gaststättengesctz in

zweiter und dann auch in dritter Beratung endgültig änge -
nommen . Einige in der zweiten Lesung beschlossene Aude -
ningen wurden in der dritten Beratung ivieder gestrichen , sodaß die Vorlage im wesentlichen in der Ausschutzfassung an -
genommen ist. Am 1 . Juli soll das neue Gesetz i » Kraft tre¬ten . Gegen die Porlage stimmte neben den Kommunisten
auch die Wirtschaftspartei . Tie begründet ihre ablehnende
Haltung damit , daß sür sie die Bestimmung unannehmbar
sei , wonach die Schankkonzession verweigert werden kann ,wenn zu erwarten sei, daß der Antragsteller die Arbeiter -
fchutzbestünmungen nicht einhalten werde . Die Streichungdieser Bestimmung hatte aus rechtlichen Gründen auch der
volksparteiliche Abg . Dr. Kahl beantragt , war damit aber in» der Minderheit geblieben .

Der Reichstag erteilte dann die Genehmigung zur Straf -
Verfolgung verschiedener Abgeordneter aus dein national -
sozialistischen und kommunistischen Lager .

Zur ersten Beratung kamen dann die vom Reichsrat schon
genehmigten Porlagen über den vorläufigen Finanzausgleich
und über d o Porbereitnng der Reichsfinanzreform . Die
Fiuauzreformvorlage enthält auch jenen Porschlag zur Sa -
nierung der Arbeitslosenversicherung , über den das Kabinett
Müller gestürzt ist.

Bon diesem Sanierungsvorjchlag , der eine Beitragserhö -
hung bis 4 Proz . zuläßt , wich der Kompromitzvorschlag ab,
den die Regierungsparteien »lachten , und dem die Sozial -
demokraten nicht zustimmten , weil er einen Leistungsabbau
nicht möglich macht . Da nun aber der Reichsrat schon der
ursprünglichen Regierungsvorlage zugestimmt hat , und da
Eile geboten ist , hat die gegenwärtige Regierung die Porlage
der alten Legierung eingebracht , obwohl sie gar nicht mehr
hinter der Vorlage steht , sondern bei der Arbeitslosenver¬
sicherung die Kompromißregelung durchführen will , die von
den jetzigen Regierungsparteien als Änderungsantrag durch -
gesetzt werden soll .

Reichsfinclnzminister Dr. Moldenhaucr , der die Vorlage mit
kurzen Ausführungen begründete , gab zu , datz das Vorgehen
der Regierung in diesem Falle eine außergewöhnliche Maß -
nähme darstelle , aber der gute Zweck , die dringend notwen -
dige schnelle Sanierung der Finanzen , erfordere antzerge -
wohnliche Matznahmen .

Der sozialdemokratische Abg . Wissell , der Arbeitsminister
de« früheren Kabinetts , hielt mit einer bei seinem ruhigen
Temperament sonst ungewohnten Leidenschaftlichkeit eine
Kampfrede gegen die Regierung wegen ihrer Haltnng zur
Arbeitslosenversicherung . Er erklärte einen weiteren Abbau
der Leistungen der Arbeitslosenversicherung für unverant -
wortlich .

Ihm trat der Voltsparteiler Dr. Pfeffer entgegen , der
sagte , der Sturz des alten Kabinetts sei allein durch Wissells
Starrköpfigkeit herbeigeführt worden , die übrigen sozialdemo -
kratischen Minister wären mit der Kompromitzregelung ein -
verstanden gewesen , Die bürgerlWen Parteien wollten auch
keineswegs einen allgemeinen Leistungsabbau , aber sie ver -
langten Schutzmaßnahmen gegen die Ausnutzung der Ar -
beitslosenversicherung durch Leute , die sich künstlich arbeits -
los machen und nach kurzfristiger Beschäftigung immer wie -
der in die Arbeitslosigkeit zurückkehren .

Heute , Mittwoch , um IS Uhr , soll die Beratung fortgesetzt
werden .

Die Mißwirtschaft der Stavt Berlin
Der Untersuchungsausschutz des Preutz . Landtags vernahm

am Dienstag als Zeugen zu den Gutsankäufen der Stadt Ber -
lin im Falle des Ritterguts Biesdorf den Generalbevollmäch -
tigten der Gewerkschaft Hildegard , Steidel , der zugab , datz
diese angebliche Bergwerksgewerkschaft überhaupt keine Ge -
rechtsame habe , und datz er sie , d. h . ihren Namen , sür 300 M
auf Anraten eines Waltting ausgesprochen zu dem Zweck ge-
kauft habe , damit diese Gewerkschaft als Käufer des Ritter -
gutes Biesdorf auftreten könne und nicht ein Grundstücksspeku -
lant im Vordergrund stände Steidels Gewerkschaft erwarb
das Gut für zirka 5 Millionen und verkaufte es kurz darauf
für 6,5 Millionen an die Stadt Berlin weiter , «- teidel bestritt ,
gemutzt zu haben , datz die Stadt sich für Biesdorf interessiere .
Aus der Vernehmung anderer Zeugen ergab sich die Richtig -
feit der Darlegung des Berichterstatters , datz Steide ! sich sofort
von der Ttadtbank ein 3-Millionen -Darlehen verschaffte , ob -
wohl Busch den Ankauf zn dem teueren Bodenpreise gerade
damit begründet hatte , datz dafür der Stadt der Kaufpreis
gestundet würde .

Oberbürgermeister Boß erklärte , datz er erst ändert -
halb Jahre nach den ersten Angeboten Lichtenbergs das Bies -

s dorfer Terrain haben wollte . Der Überpreis erkläre sich ans
der zwischenzeitlichen Bodenve ^teuerung . An die der Gewerk -
schaft gewährte Anleihe erinnerte sich Bötz nicht . Wie die Ge -
werkschaft überhaupt eingeschaltet wurde , wisse er auch nicht .

4(i Millionen neue Steuern in Berlin
Ttadtfyndikus Lauge , der morgen , Donnerstag , den Berliner

Stadtverordneten den Haushaltsplan für das laufende Rech -
nungsjahr in der vom Magistrat beschlossenen Form vorlegen
wird , wird vorschlagen , die Gewerbesteuer von 425 Proz . aus
500 Proz . und die Grundvermögensteuer von 200 auf 300 Proz .
zu erhöhen . Der Swdtsyndikus will

^den Nachweis führen , datz
der neue Etat der Stadt ohne diese « teuererhöhungen nicht zu
balancieren sei, wenn die schon auf das Autzerste zusammen -
gestrichenen Ausgabeseiten nicht noch weiteren Kürzungen un -
terzogen werden sollen . Aus der Erhöhung der Gewerbesteuer
erwartet die städtische Verwaltung 44 Millionen Mehrein -
nähme . Die Festsetzung der Grundvermögensteuer auf 300
Proz . würde eine Erhöhung der Friedensmiete um 4 Proz .
ausmache » . Der Magistrat erwartet daraus eine Mehrein -
nähme von 13 Millionen Reichsmark . Bei der Zusammen -
fetzung des Stadlparlamentes wird es für sehr zweifelhaft
gehalten , ob sich im Rathaufe eine Mehrheit für den Etatvor -
anschlug des Magistrats findet .

Zu den Düsseldorfer Morden veröffenllichl das dortige Lau -
deskriminalpolizeiamt einige Feststellungen . Danach sind fünf
der Mordtaten von dem in Haft befindlichen Geisteskranken
Stausberg begangen worden , während vier Morde an Haus -
angestellten von einem anderen Täter , der Stausberg nach-
ahmen wollte , ausgeführt worden sein sollen . Leider habe man
nur eine halbwegs sichere Beschreibung des Mörders . Der oder
die Täter seien offenbar in Kreisen zu suchen , die infolge ihrer
abnormen Veranlagung schon mit Behörden , wie Polizei , Ge -
richt , Irrenanstalten und Gefängnis zu tun gehabt haben .

In der Handelsgesellschaft Deutscher Apotheker in Breslau
sind von drei Angestellten Veruntreuungen von Chemikalien
im Werte von bis zu 120 000 JM verübt worden .

Frau Hanau , die Leiterin der „Gazette ou France "
, ist,

wie aus Paris gemeldet wird , gegen Stellung einer Kaution
von 800 000 Franken aus der Haft entlassen worden .

Der innerbadlscke
Finanzausgleich

Finanzminister Dr . Schmitt
über das . Finanzgesetz

Am Dienstagvormittag berichtete Finanzminister Dr.
Schmitt im Hanshaltsausschuß des Badischen Landtags über
seine Aussprache uiit den Oberbürgermeistern nud Bürger¬
meistern der Städte und den Kreisvertretern .

Die Gemeindevertreter hätten darüber Beschwerde geführt ,
datz nicht genügend Zeit zur Vorbereitung der Finanzpläne
der Regierung für die Gemeinden vorhanden gewesen sei.
Die Gemeindevertreter seien dauerud auf dem Lausenden
gehalten worden . Ein weiterer Einwand der Gemeinde »
besage , datz diesen durch die Finanzmatznahmen des Landes
mehr entzogen als neu gegeben würde . Die Städte hätten
auch den Wunsch , die Gcbnndcsondersteuer noch stärker sür
den allgemeinen Finanzbedarf heranzuziehen ; dem soll ent -
sprachen werden , was den Gemeinden eine Mehreinnahme
bis zu 400 000 JM bringen werde . Der dritte Einwand habe
in einer grundsätzlichen Ablehnung der Kürzung der Steuer -
Überweisungen bestanden . Der Einwand , daß die Reichs -
stcuerüberweisungen in dem badischen Staatsvoranschlag zu
niedrig eingesetzt seien , sei unrichtig , da das Reich zwar die
Gesamtsumme der Überweisungen garantiere , nicht aber den
Anteil der einzelnen Länder . Ein Oberbürgermeister hatte
die Kürzung des Personalaufwandes verlangt . Hierzu will
der Finanzminister die Antwort im Landtag geben .

Die Forderung , den außerordentlichen Etat auf Anleihen
zu übernehmen , sei unmöglich , da das Land Baden dauernd
autzerordentliche Ausgaben in den jetzt vorhandenen Höhen
habe . Antzerdem können zur Zeit keine Anleihen auf -
genommen werden . Baden hätte noch 40 Millionen schwebende
Schulden , die zunächst einmal fest verankert werden mützten .
Die Anleihewirtschaft führe zu einer hohen Zinsenlast . Schon
jetzt mützten 8 Millionen Zinsen getragen werden . Deshalb
sei auch das Defizit so grotz. Der richtige Weg sei, zunächst
dafür zu sorgen , datz kein Defizit entstehe , um zur Tilgung
der schwebenden Schuld zu kommen . Es sei unmöglich , wei -
ter « Schuldeil zu machen ; sonst könnte inan wie in Berlin
schon im voraus den Tag berechnen , an dem die Staatskasse
nicht mehr bezahlen könne .

Ein weiterer Einwand der Gemeinden sei der gewesen ,
datz der Staat den Gemeinden die Steuern nehmen würde ,
die von Natur aus wachsen . ,Das gehe aber dem Lande bei
der Lohnsteuer genau so . Schlietzlich hätten sich auch Die
Kreise darüber beschwert , datz sie mehr an Einnahmen
genommen , als sie neu erhalten werden . Dazu sei zu be-
merken , datz bei der Übernahme der Kreisstratzen die Kreise
bisher % der Instandsetzungskosten bezahlen mutzten , wäh -
rend in Zukunft sie nur noch mit einem Drittel heran -
gezogen würden .

Ein liberaler Vertreter regte an , datz den Fraktionen noch
etwas Zeit zur Beratung des Finanzgesetzes gegeben werde .

Von einem Mitglied wurde darauf hingewiesen , datz die
Städte heute Vorschläge zum Einsparen am Budget machen .
Warum kämen sie jetzt erst damit , nachdem die Ausgaben
genehmigt seien . Der Staat könne in den Voranschlägen der
Städte manche Möglichkeit zum Sparen herausfinden .

In eiue sachliche Aussprache über die Ausführungen des
Finanzministers trat der Haushaltausschutz zunächst nicht
ein , sondern es wurden zunächst Gesuche behandelt .

In der Nachmittagssitzung wurde in die Beratung des
Finanzgesetzes eingetreten , und die zwangsläufigen Titel
vorweggenommen , darunter die Überweisung des Ertrags 0er
Gesellschaftssteuer an die Gemeinden , Anteile der Gemeinden
und Kreise an der Wandergewerbesteuer , Kosten der Fleisch -
steuer und Einnahmen aus den überwiesenen Grunderwerbs -
steuern . Das Aufkommen an Grunderwerbssteuer sei ;h
Baden auffallend hoch . Die Gemeinden hätten ein Zuschlags -
recht . Die Einnahmen aus der Kraftfahrzeugsteuer seien
von 6,4 Millionen im Vorjahre aijf 8,6 gestiegen . Bei dieser
Steuer sei Baden t benachteiligt . Es habe ein gutes Auf -
kommen , aber der Aufkommensschlüssel sei nur nach der
Bevölkerungszahl und nach Hein Gebietsumsang gestaffelt .
Voraussichtlich würden 300 MO "R)l jährlich weniger eingehen .
Die Hundesteuer ist um 100 000 Ml weniger veranschlagt .

Sodann wurde in die Berat « ng der Anträge eingetreten ,
zunächst des Antrags um das Zuschlagsrechts der Geineinden .
Nach der bisherigen Stellungnahme der Regierungsstellen
sei das Zuschlagsrecht noch hinausgeschoben . Die Regierung
legte ausführlich das Für und Wider dar . Ein Ausschutz-
Mitglied beantragte Vertagung , um den - Antragstellern
Gelegenheit zur Begründung zu geben .

Zu dem Antrag der Wirtschaftspartei auf Aufhebung der
Gebäudesondersteuer in allen Gemeinden , in denen der
Wohnungszwang aufgehoben ist, wurde von der Regierung
erklärt , datz der dabei entstehende Ausfall von 1t),I Millionen
durch Erhöhung der Grund - und Gewerbesteuer aus -
geglichen werden mützt« . Antzerdem kämen dabei die Städte
in größte Verlegenheit , und es gäbe auch eine Unbilligkeit
gegenüber den Gemeinden , die noch WohnnnHsmangel hätten .
Der Antragsteller bat schlietzlich um Zurückstellung seine ?
Antrags .

Der Badische Städteverband und der Badische
Städtebund zum Finanzausgleich

Die beiden Organisationen der badischen Städte , der Bad .
Städteverband und der Bad . Städtebund , von denen di£ eine
die 12 grötzeren Städte Badens , die andere 66 kleinere Städte
unseres Landes umsaht , haben zum innerbadischen Finanz -
ausgleiche dem Finanzgesetz für 1930 und 1931, an den Land¬
tag eine Eingabe gerichtet , die sich gegen eine Kürzung des
Anteils der Gemeinden an den Reichsüberweisungssteuern
wendet .

Sie verlangen , datz der Betrag von 72 Will . Reichsmark
wie bisher nach dem Verhältnis von 65 : 35 verteilt werde
und die vorgesehene Erhöhung des Anteils des Landes von
65 Proz . auf 66 % unterbleibe . Ferner wird verlangt , datz der
den Betrag von 72 Mill . übersteigende Teil der Reichsüberwei -
sungssteuern wie bisher hälftig zwischen dem Land und den
Geineinden verteilt werde . Der Betrag von 500 000 Ji )i für
den Gemeindeausgleichsstock müsse wie bisher dein Gesamt -
landesteil entnommen werden . Die ,m Finanzgesetz vor -
gesehenen neuen Einnahmequellen seien den Gemeinden zu -
satzlich zu geben , insbesondere die Schulgelderhöhung und die
Mineralwassersteuer , welch letztere den Städten unmlttel -
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bar zu überweise » sei und nicht dem Gemeindcausgleichsstock
zugeführt werden dürfe . Die Perteilung Hove nach dem
für die Verteilung der Reichsüberweisungssteuern maßgeben -
den Schlüssel zu erfolgen . Ei » im Staatshaushalt entstehen¬
der Fehlbetrag , der nur die außerordentlichen Ausgaben ve-
treffen könne , fei durch Anleihen zu decken .

Ein von den beiden Städteorganisationen am Dienstag -
abend veranftalteter Preffeempfang in den Räume » der Hoch -
schule für Musik in Karlsruhe , an dem außer einer größeren
Anzahl geladener Vertreter der Presse Badens die Ober -
bürgenneister der dem Städteverband angehörigen Städte
und die Ausschußmitglieder des Städtebundes teilnahmen ,
sollte dem Zweck dienen , die Presse über die Laye der Städte
zu unterrichten .

Zunächst erläuterte der Vorsitzende des Städteverbandes ,
Oberbürgermeister Dr . Finter ^Karlsruhs nach Begrüßungs -
Worten die Eingabe und die Gründe , weshalb die Städte hier
eine Abwehrstellung einnehmen mühten . Das Fuianzgesetz
bedeute eine Verschlechterung der gesantten Grunolage ihrer
Finanzgibarung . Die Einnahmen der Städte würden schon
durch die Verringerung der Einnahmen aus den bestehenden
Steuer » als Folge der Wirtschaftskrise eine starke Verringe -
rung der Einnahmen erfahren . Dabei müsse mit einer wei -
teren Steigung der Fürsorgelast ^n gerechnet werde » (in
Karlsruhe um 400 000 JIM ) , so das; alle Ztndte dir Tarife
erhöhen , eine ganze Reihe der Umlage « hinaufsetzen mühten .
I » dieser Situation sollen den badischen Gemeinden noch er -
hebliche Teile der Überweisuugssteuern weggenommen wer -
den , nämlich 5 350 000 Jltl . Dafür werden ihnen allerdings
im Finanzgesetz insgesamt 5 250 000 JM an Einnahmesteige -
ruugen augeboten . Zu der Erhöhung des Schulgelde » an den
höheren Lehranstalten (die I Million Reichsmark bringen
soll) hätten die Gemeinden heute selbst das Recht , Karlsruhe
werde dabei nicht schlecht fahren , kleinere Städte , die keine
Schulen hätten , hätten aber nichts . davon . . Die Mineralwasser -
steuer (1,4 Mill . ) sei vom Reich als zusätzliche Mehreinnahme
der Gemeinden vorgesehen , könne also vom Land ebensowenig
wie die Erhöhung des Schulgeldes als Gegengabe angerech -
net werden . Sie solle überdies nach dem Finanzgesetz vom
Minister d2s Innern verwaltet und nach seinem Ermessen
verteilt werden . Dadurch seien die Gemeinden nicht in der
Lage , diesen Anteil von vornherein in Rechnung zu stellen .

Was die Gebäudesoudersteuer anlangt , so verlangen die
Gemeinden , dah sie evtl . einen noch höheren Betrag als 45
Proz . für den allgemeinen Finanzbedarf verwenden dürfen .
(In Karlsruhe sei es allerdings nicht möglich , mich weiter
zu gehen .) Die Ausdehnung der Gewerbesteuer auf die
freien Berufe werde ebenso wie die Neuregelung der Ge -
bäudesov '

.' rsieuer in den verschiedenen Gemeinden verschieden
wirken . Die neue Einwohnersteuer sei für die Städte absolut
totwendig . Die Städte mühten beim Finanzausgleich zu -
ätzliche Einnahmen verlangen zu dem , was sie bereits haben .

Der Staat könne u . a . dadurch Ersparnisse erzielen , dah er
sich für auherordentliche Zwecke (Geländekauf , Brückenbauten
usw . ) Mittel di o Anleihen statt aus laufenden Einnah -
meu verschaffe . Dadurch könnte sich der Staat ohne Ein -
griff in die Finanzen der Städte helfen .

Oberbürgermeister Renner (Rastatt ) sprach dann als Vor¬
sitzender des Städtebundes , wobei er auf die Verbindung von
Finanzen und Wirtschaft hinwies . Die Frage stellen , ob das
deutsche Volk heute besser als vor dem Krieg leben kann ,
heihe sie verneinen . Für eine Stadt wie Rastatt mit 1b 000
Einwohner mache die Reparationsbelaftung nach dem Doung -
plan 400 000 bis 500 000 JM im Jahr aus . Nur mit ge-
radezu brutaler Sparsamkeit werde man die Lage meistern
können , die man überall anwenden müsse . Man müsse auch
die spätere Generation zn den werbenden , deshalb aus Anleihe
zu bestreitenden Ausgaben heranziehen . Eine Steigerung
der Steuern und Abgaben werde nach den Versprechungen
vou Steuersenkungen bei den l . emeindewahle » 1m Herbst
den Radikalismus stärke ».

Oberbürgermeister Heime . ich ( Mannheim ) erklärte , dah es
sich nicht um einen häuslichen Streit zwischen Land und Ge -
meinden handle , sondern um eine die ganze Öffentlichkeit
interessierende Angelegenheit , nämlich die Frage , um wieviel
die Einwohnerschaft weiter mit neuen Steuern und Tarifen
belastet werden könne . Der Redner klagte , dah die Städte
zu spät von den im Finanzgesetz geplanten Maßnahmen un¬
terrichtet worden seien , sie hätten aber am Donnerstag Ge -
legenheit im Saushaltsausschuh , ihre Wünsche vorzutragen .
Er schilderte insbesondere die Verhältnisse Mannheims , das
nicht weniger als 3400 Wohlfahrtserwerbslose habe . Mann -
heim würde allein 1 .4 Mill . Uberweisungssteuern verlieren .
Die Stadt bringe von den gesamten Itberweisungssteuern in
Baden 25 Proz . auf , sie erhielt b ' sher davon 8,77 Proz . und
würde nach den neuen Vorschlägen nur 7,20 Proz . erhalten .

Der Geschäftsführer des Bad . Städteverbandes , Dr . Ket -
trrer , gab dann ein längeres Referat , in dem er sich dagegen
wendete , dah d " r Staat seinen Haushalt auf Kosten der Ge -
meinden ausgleiche . Er kritisierte im weiteren die Verteilung
der Realsteuern , der Polizeikosten und verlangte Beteiligung
der Städte an der Kraftwagensteuer . Der Aufwand für die
Wohlfahrtserwerbslosen sei in den 16 gröhten Städten von
1 .8 Mill . 1927 auf 6.3 Mill . (1929) gestiegen . Der gesamte
Anteile der Städte an den Reichsüberweisungssteuern reiche
nicht aus . die Fürsorgeausgaben zu decken . Jede weitere
Kürzung der Aufgaben müsse zu Tarif - irnd Ilmlageerhöhun¬
gen führen .

Oberbürgermeister Meister (Bruchsal ) sprach besonders über
die Fürsorgelasten . In Bruchsal mühte die gesamte Umlage
für die Erwerbslosenlast verwendet werden .

Zum Schluß sprachen sür die erschienenen Pressevertreter
vr . Pfeffer (Heidelberg ) und vr . Stumpf ( Mannheim ) .

Haftbefehl gegen £5 Münchener RotfrontkSmpfer . Von
28 Mitgliedern des verbotenen Rotfrontkämpferbundes , die am
letzten Sonntag in München festgenommen wurden , sind drei
wieder auf freien Fuß gesetzt worden . Die übrigen 25 wur -
den dem Gericht vorgeführt , das gegen alle Haftbefehl erließ .
Der kommunistische Reichstagsabgeordnete Leow befindet sich,
entgegen anderslautenden Meldungen , nicht unter den Ver -
tasteten .

Verrat militärischer Geheimnisse . Der 3b Jahre alte Kauf -
mann Gustav Eckel aus München wurde wegen Verrats mili -
tarischer Geheimnisse zu drei Monaten Gefängnis verurteilt .
Er hatte sich mit der französischen Besatzungsbehörde in Ver -
bindung gesetzt, um von dieser Geld herauszulocken .

Geringer Geburtenüberschuß in Frankreich . Nach einer
Statistik des französischen Unterstaatssekretariats für natio -
nale Wirtschaft betrug die_ Zahl der Todesfälle im Jahre
1929 in ganz Frankreich 728 340 , die der Lebendgeburten
741 104, so daß sich ein Geburtenüberschuh von 12 564 ergibt .
1928 betrug dieser Überschuß 70 205.

Ein neues französisches Unterseeboot , das 2060 Tonnen
verdrängt , hat bei einer Probefahrt über Wasser die Ge -
schwindigkeit von 20 Knoten erreicht , also den Weltrekord der
U -Boote dieser Gattung verbessert .

Tie Londoner Konferenz hat beschlossen, das japanische Per -
langen nach rascherer Ersetzung der leichten Kreuzer und Zer -
störer zu erfüllen . Das Dreimächteabkommen scheint gesichert .

t . In München ist die Witwe desbayerischen Aollvdichters Ludwig Ganghöfer im Atter von 71wahren gestorben .
MazimGorti beabsichtigt, nach einer Meldung der römischen

i» Ä ? ' von galten nach Rußland zurückzukehren und sichin Moskau niederzulassen .
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dergewählt
®0ubetneur der Bank von England wie-

( Australien ) wurde ein Postzug von
^ Schaffner , der sich widersetzte , wurde
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' bemächtigten sich hierauf einerKiste , die 4000 Ps »nd Sterling in Noten und 600 Pf » »d
nw ? warfen sie aus dein Zug undIp ngcn ab als die Fahrtgeschwindigkeit kurz vor einemTunnel vermindert wurde .

B ^ ififsetter Teil

Kadischer Landtag
Arbeitsplan des Landtags

weiteren Arbeiten des Landtags wurde folgendesArbeitsprogramm festgesetzt : Ter heutige Mittwoch ist fürsraktumsfitzungen freigelassen . Am Doiinerstagvormittagtritt ^ as Plenum zur Behandlung des Teiles des Etats des
Finanzministeriums zusammen , der das Steuergebiet uni >drtv Fmanzgebiet nicht betrifft . Am Donnerstagnachmittagwird den Vertretern der Gemeinden Gelegenheit gegebenwerden , ihre Wunsche zum Finanzprogramm der badischenRegierung dem HanshaltSausschuß vorzutragen . Daran
aiiichliehend wird der Haushaltsausschuß mit der Beratung
or

,e ' e^v 6,manzprogramms und des Finanzgesetzes beginnen .Um Freitagvormittag werden die Plenarberatungen und
nachmittags die Haushaltsausschuhberatungen fortgesetzt .

Eine Reise des Landtags ins Frankenland
Haushaltsausschuß des Landtags regte der Staats -Präsident an , ^salls der Landtag der bisherigen Gepflogenheitentsprechend , ^ eile des Landes besuche, den Besuch ins Bau -und ,,rankenland zu verlegen . Der Ausschuß stimmte derAnregung bereitwillig zu . Zur Zeit wird ein Programmausgearbeiter , ob es sich verwirklichen läßt , hängt von der

Geschäftslage des .Hauses sowie von der allgemeinen poli -tischen Lage ab.

Haushaltsausschuß
Haushaltsausschuß des Badischen Landtags behandelteam Dienstagvormittag » ach den Erklärungen des Finanz -

Ministers über den Finanzausgleich , worüber an anderer
Ministers über das Finanzgesetz , worüber an andererStelle berichtet wird , der Berichterstatter ein Gesuch über die
Berkehrsverhaltnissr im badischen Unterland . Der Baueiner festen Brücke über den Main zwischen Mondfeld und© tadtprozelten werde vou der Regierung als nicht dringlichbezeichnet , ^ as Gesuch wurde der Regierung znr Kenntnis -
nähme überwiesen , ebenso ein Gesuch des Betonstrahenver -baiides , auch künftig Betonstraßen z » bauen , die sich mit
bewahrt hätten . .
_ Ein Antrag betr . Abstrich des Ersatzes von Kursverlustenim Betrage von 360 000 Ml wurde mit 13 Stimmen bei
einer Enthaltung angenoinmen .

Der
^ Ausschuh nahm sodann den Bericht über den Vollzugdes § 49 des Besoldungsgesetze - betr . Einsparung jederз . ctatsmäßigen Stelle entgegen .

Innenminister Wittemann gab eine Darstellung über den
Zustand der Dampfkesselanlagen an der Heil - und Pflege -
anstatt in Emmendingen . Eine Einzelausbesserung sei dort
nicht möglich, und ein Zuwarten über die jetzige Budget -
Periode hinaus nach Ansicht der Fachmänner gefährlich . Der
Votanichlag sei sehr sparsam ausgestellt . — Ein Antrag aufAbstrich von 50 000 JM für die gegenwärtige Budgetperiodewurde einstimmig angenommen .

Eine längere Erörterung entspann sich über die Einzugs -
art der ^ nvalidenbeträge usw . Dabei wurden von ver -
schiedenen « eiten Klagen eingebracht , aber auch die
Schwierigkeiten der Krankenkassen bei der Beitragsbeitrei¬
bung besprochen .

Die Nationalsozialisten brachten von neuem ihren Antragbetr . die Zustände am Schluchseewerk ein . Der Finanz -
minister gab Auskunft über die Verhandlungen mit dem
Zementwerk Leimen . Dieses habe zwar ein Angebot i'n
Aussicht gestellt , das aber noch nicht eingegangen sei . Ein
Schreiben deS Werks an die Regiernng erkläre die Angelegen -
heit für erledigt und damit dürfte sie auch allgemein erledigt
sein . Der Aufsichtsrat des Schluchseewerk halte es für seine
Pflicht , die deutsche Industrie zu unterstützen . Die Abstim -
mung über den Antrag wurde zurückgestellt .

kommunistische Propaganda
Film und Bühne haben in der kommunistischen Propaganda

in Sowjetruhland von jeher eine große Rolle gespielt . Auch
die deutschen Kommunisten ahmen in wachsendem Mahe das
russische Beispiel nach und auch die KPD , in Baden bedient
sich in neuerer Zeit loaudernder Theatergruppen , um ihre Pro -
paganda wirkungsvoller zu machen und namentlich politisch
Unorganisierte für sich zu gewinnen . Man erinnert sich, daß
schon im Jahre 1927 ein Schauspielerkabarett aus Moskau un -
ter dem Namen „Blaue Blusen " in Mannheim und Karlsruhe
aufgetreten ist. 1928 spielte die Propagandatruppe des Rot -
frontkämpferbundes Berlin unter dem Namen „Die roten
Raketen " in Pforzheim , Konstanz , Karlsruhe , Lörrach und
Mannheim . Im vorigen Jahre hat die „Rote Wanderbühne "
unter der Leitung des Schriftstellers Grunert in verschiedenen
badischen Städten Vorstellungen gegeben . In der Zeit vom
22 . bis 30. März ist in Baden die Theatergruppe „Kolonne
links " des Arbeitersportvereins Fichte in Berlin in Baden in
den Städten Bruchsal , Mannheim , Karlsruhe , Durlach und
Singen a . H. ausgetreten . Dargestellt wurden in diesen Ver -
austaltungen lebende Bilder mit entsprechenden Versen , so
и . a . auch eine Verhöhnung des Reichstages als „Affenthea -
ter " . Ein anderes Bild zeichnete den Unterschied zwischen pro -
letarischen und bürgerlichen Filmen . Während der Vorstellun -
gen wurde eine intensive Werbetätigkeit für die „Rote Fahne "

und die sogenannte „Oppositionelle Arbeitersportbewegung " ent -
saltet . Ob diese Art der Werbetätigkeit den Kommunisten den
gewünschten Zulauf bringt , kann ohne weiteres uicht festgestellt
werden . Immerhin verdient sie Beachtung .

Der übliche Schwindel der ArbeiterzeitungDie „Arbeiterzeitung " vom 31 . März . Rr . 76, hat über den
Verlauf des „Roten Tags " in Eberbach berichtet , u . a . be.hanptet , daß Uniformierte des „Roten Frontkämpferbundes "
an der Demonstralion teilgenommen hätten . An dieser B « .
Häuptling ist kein wahres Wort . Die Arbeiterzeitung will miteinem solchen Schwindel nur den Anschein erwecken, als wür .den sich die Rotfrontkämpfer um das Verbot nicht kümmern ,während in Wirklichkeit keiner dieser starken Männer es wagt ]
in der verbotenen Uniform aufzutreten .

Die badischen Schwtinebeständc am 1 . März 1930
Auf Veranlassung des Reichsministers für Ernährung undLandwirtschaft ist auch am 1 . März im ganzen Reiche wiedereine (jwischenzahlung der Schweinebestände vorgenommenworden . Es ist das die vierte der vierteljährlich stattfinden -den Erhebungen dieser Art . die den Zweck verfolgen , Einflußaus die Entwicklung der Schweinebestände uud dementspre -

chend aus den Absatz von Schlachtvieh und Fleisch zu bekom-men . Die Schweinehaltung in Baden zeigt nach Angabendes statistischen Landesamts im lebten Vierteljahr folgende
Entwicklung :

Gegenüber der Dezemberzählung haben sich die Schweine -
bestände etwas verringert ; der Rückgang beträgt 22 062 Stück ,so daß heute im ganzen noch 439 240 Schweme ermittelt wer -den konnten . Die Abnahme betrifft nur die Mastschweine ,deren Zahl von 136 771 aus 77 789, also auf nahezu die
Halste , gesunken ist. Demgegenüber zeigen alle andern Gat -
tuiigeu , insbesondere aber die Ferkel und Läufer , eine me -
sentliche Zunahme . Die Zahl der Ferkel (unter acht Wochenalte Tiere ) z . B . hat sich um rund ein Viertel vermehrt und
betragt jetzt 102 264 Stück ; Läufer ( >A bis noch nicht 1 Jahralte Tiere ) waren am 1 . März 214 921 vorhanden , gegen -über 203 318 am 2 . Dezember 1929. Der Bestand an Zucht -
eberu und Zuchtsauen hat sich ebenfalls um ein Geringes
vermehrt .

Im allgemeinen ist die Entwicklung vom Dezember zum
März umgekehrt verlaufen , wie vom September zum Dezem -
ber vorigen Jahres . Während seinerzeit die Mastschweine -
bestände stark zugenommen , aber die Zuchtbestände etwas
abgenommen haben , zeigt sich diesmal eine erhebliche Ver -
ringerung der Mastschweinbestände u . ein geringes Anwachsender Zuchtbeftäude . Diese Entwicklung hängt wohl in erster Linie
mit der Jahreszeit zusammen . Die vielen Hausschlachtungenim Winter sind eine regelmäßig wiederkehrende Erscheinung ;
dagegen wird die Vermehrung der Zuchtschweine wohl eine
Auswirkung der Schweinepreise in de» vergangenen Monaten
fem . Das Bestreben , die Zuchtbestände zu vermehre », zeigt
iich ungefähr gleichmäßig in allen Bezirken ; es hält sich aller -
dings in mähigen Grenzen .

Die Entwicklung der badischen Schweinebestänöe ist für die
Preisbildung nicht ausschlaggebend . Das hauptsächlichste, den
Markt beeinflussende Gebiet , ist Nordwestdeutschland , woher
ja auch immer noch sehr viele Schweine nach Baden eilige -
führt werden .

Aus der Tandesbauptstadr
Todesfall . Auf einer Besuchsreise in Duisburg ist der Be -

sitzer der Karlsruher „Resideuz -Lichtspiele "
, Otto A . Kasper ,

am Dienstag von einem Herzschlag betroffen worden , der nach
wenigen Stunden den Tod herbeiführte . Otto A . Kasper war
eine der führenden Persönlichkeiten der badischen Lichtspiel -
theater und der Gründer der Organisation der Lichtspiel -
theaterbesitzer . Er war viel Jahre hindurch Vorsitzender des
Vereins der Lichtspieltheaterbesitzer Badens und der Pfalz
und wurde vor einigen Jahren in Anerkennung seiner Ver -
dienste zum Ehrenvorsitzenden ernannt . Otto A . Kasper hat
ein Alter von 6b Jahren erreicht .

Auf der Albtalstraße tödlich verunglückt . Am Dienstag
gegen Mittag wurde der Inhaber des Autohauses Karl Eber -
Hardt in Karlsruhe auf der Landstrahe bei Fischweier von
einem Lastauto überfahren und gejätet . Er befand sich mit
einem neuen „Wanderer " auf einer Probefahrt . Der Getötete
steht anfangs der 50er Jahre . Eberhardt war ein hervor -
ragendes Mitglied des Badischen Autoklubs und des Karls -
ruher Automobilsports .

Karlsruhe als Kongreßstadt . Auch sür das Jahr 1931 sind
für die badische Landeshauptstadt bereits einige bedeutende
Kongresse und Tagungen gesichert. Unter diesen darf die
neuerdings angemeldete Tagung des Internationalen Ver -
bandes der Köche, Sitz Frankfurt a . M . , besonders hervor -
gehoben werden , die bei der letzten Tagung in Frankfurt
endgültig für Karlsruhe gewonnen wurde .

Rheinfahrten ab Karlsruhe . Die Köln - Düsseldorfer Rhein -
dampffchiffahrt nimmt am 29. Mai d . I . den fahrplanmäßigen
Personenverkehr ab Karlsruhe - Rheinhafen wieder auf mit
gewissen Erweiterungen .

Bestätigtes Todesurteil . Das Reichsgericht hat durch Ver -
werfung der Revision das Todesurteil des Schwurgerichts
Karlsruhe vom 9. Januar d. I . gegen den 25jährigen Küfer
Karl Bindel , der am Silvesterabend seine Geliebte ins Wasser
gestoßen und ertränkt hatte , bestätigt .

Wetternachrichtendienst der Bad . Landeswetterwarte , Karls »,
ruhe . Das heitere und trockene Wetter hat unter dem Ein -
flusse des europäischen Hochdruckgebietes bei uns angehalten .
Ein im Westen erschienener Randwirbel eines bei Island
liegenden Tiefs wird voraussichtlich nur vorübergehend Be »
wölkungszunahme , aber keine Niederschläge bringen . Wetter -
aussichten : Vorübergehend leichte Bewölkung , sonst keine
wesentliche Änderu ng .

Dandel und Wirtschaft
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 100 G .
Kopenhagen 100 Kr .
Italien . • 100 L.
London .
New Uork
Paris .
Schweiz

1 Pfd .
1 D .
100 Fr .
100 Fr .

Wien 100 Schilling
Prag . • • 100 Kr .

9.
Geld

168.10
112.07
21 .94
20.358
4.1855
16.375
81 .105
58.975
12 .393

April
»iie|

168.44
112.29
21 .98
20.398
4 .1935
16.425
81.265
59.095
12 .414

8.
@ctt

168 .09
112.08
21.935
20.355
4.185
16 .38
81 .10
58.975
1J .395

April
Brie ,

168.43
112 .30
21 .975
20 .395
4.193
16. 42
81 .26
59.095
12 .416

E. Bfichle Inhaber : W . Bertsch
Kaisei Straße 1'

-'2
£ Spezialhaus für Bilder u. Einrahmungen

Nach dem Ausweis der Reichsbanl vom 7 . April haben sich
in der verflossenen Bankwoche die Bestände an Gold und dek -
kungsfähigen Devisen um 12,2 Millionen auf 2894,7 Millionen
Reichs »,ark erhöht . Die Deckung der Noten durch Gold allein
erhöhte sich von 51,9 Proz . in der Vorwoche auf 55,7 Proz .,
diejenige durch Gold und deckungsfähige Devisen vou 60 Proz .
auf 63 .4 Proz .

Gute Ausführung bei
billigst . Berechnung

£ ro3e Auswahl



Die Schweiz im Jahre 1929.
Obschon die Tätigkeil in der schweizerischen Industrie wäh -

rend des zweiten Semesters eine gewisse Verlangsaiiluiig auf -
wies , ist man sich doch darin einig , daß das Jahr 1929 in sei¬
nen große « Hügen die im Vorjahr in der Schweiz erzielten Er -
gebnisse zu halten und zu festigen wußte . Die außerordentliche
gesunde Ki nanzlage des Landes veranlagte nicht zum gering -
ften Teil die Wahl Basels als Eitz der Internationalen Zah -
lungSbank .

Das Gesamtvolumen des Außenhandels hielt sich in den
Grenzen des Vorjahres . Die Einfuhr zahlreicher Produkte ,
insbesondere der von der Industrie benötigten , verzeichnete
eine Z . uahme , wie zum Beispiel die Kohleneinfuhr , die von
127 aus 151 Millionen Franken stieg, die Benzineinfuhr mit
einer Zunahme von öü auf 38 Millionen und die Einfuhr von
Auwmobilen mit 71 Millwnen Schweizer Franken .

Trotz einer starten Einwanderung von ausländischen Sai -
souarbeitern zeigte der Arbeitsmurkt das ganze Fahr über ein
günstiges Bild . Während des letzten Quartals 1S29 meldeten
80 Prozent der industriellen Betriebe mit 8b Prozent der Ge -
samtarbeiterzahl einen befriedigenden Geschäftsgang . Unter
den Exportindustrien erzielten insbesondere die metallurgische
und die Maschinenindustrie günstige ^ Ergebnisse , indem ihre
Ausfuhr auf über 350 Millionen Schweizer Franken stieg.
Auch die Uhrenindustrie sowie die Hauptzweige der chemischen
und der Naiirungsmittelindustrie haben ein gutes Jahr hinter
sich. Demgegenüber litt die Textilindustrie unter weniger gün -
stigen Bedingungen

Die Tätigkeit im Baugewerbe ist »ach wie vor eine sehr in -
tensive . In den 25 größeren Städten wurden 8700 Wohnun -
gen erstellt , d. h. 10 Prozent mehr als im Vorjahr . Voran
stehen die Städte Zürich , Basel , Genf , Bern , Lausanne , Winter -
thur und Biel .

Die Landwirtschaft bleibt auch in einem Industrieland wie
die Schweiz die Grundlage der Volkswirtschaft ; ihr Brutw -
ertrag weist eine leichte Steigerung auf und wird für 1928
auf 1 Vi Milliarden Schweizer Franken geschätzt .

Auch die Berkehrszifser » spiegeln ein günstiges Bild der all -
gemeinen Lage wieder . Der Betriebsüberschuß der Eisenbah -
nen erreichte über 156 Mill . Franken und sowohl die Zahl
der Reisende » als auch die beförderte Warenmenge nahmen
deutlich zu . Die Anzahl der . Telephongespräche auf dem schwei¬
zerischen Netz erreichte während derselben Zeit 190 Millionen ,
d . h . 10 Prozent mehr als im Vorjahr . Die Telephonverwal -
tung verfolgt systematisch ihr Programm des Ausbaues des
automatischen Verkehrs . Endlich betrug der Uberschuß der
Postberwaltuug die bis dahin noch nie erreichte Ziffer von 19
Millioneil Franken , und auch der Postscheckverkehr stellt mit
27 Milliarden Franken einen Rekord auf .

Die Allg . Gold - und Zilberscheideauftalt Pforzheim schließt
aas Geschäftsjahr mit 122105 JVA Gewinn ab , woraus wie -
der 9 Proz . Dividende verteilt werden sollen . Nach dem Ge-
schäftsbericht wurden die Gewinnmöglichkeiten trotz guter Be-
scbäftigung im Verhältnis wieder geringer , angesichts der
starken ^ nierlichen Belastung und der höheren Löhne . Der
starke Rückgang des Silberpreises habe die Gesellschaft ver -
anlaßt , die schon bisher geübte weitgehende Vorsicht in glei -
chem , teils sogar noch verstärktem Maße walten zu lassen .

Landesbank für Haus - und Grundbesitz , Karlsruhe . In der
Generalversammlung erstattete Direktor Duschmale den (be-
reits veröffentlichten ) Geschäftsbericht . Er führte dabei aus .
daß die Bank im abgelaufenen Geschäftsjahr trotz der schwe -
ren wirtschaftlichen Depression und der sonstigen allgemein
mißliche » Verhältnisse ein sehr gutes Ergebnis gezeitigt habe .
Auch die Spareinlagen hätten erheblich zugenommen .

Gemeinderundschau
Vltrgermeisterwahl . In Wildtal (bei Freiburg ) wurde der

bisherige Bürgermeister Fridolin Thoma mit 169 Stimmen
wiedergewählt .

Die Mannheimer Städtische Sparkasse 1939 . Im Fahre 1929
1 betrugen die Einlagen in der Spar - und Scheckabteilung

112 121152 'Mtl gegen 91 454 001 'Mt im Vorjahre , die Rück -
Zahlungen 105 442222 JfH gegen 81 115 560 'Ml , so daß ein
Überschuß der Einlagen von 6 678 930 "M . ( 10 338 441 Jltl )
verbleibt .

_ Äom Realgymnasium Buche » . Bon Bürgermeister Dr.
Schmitt , der zur Zeit in Karlsruhe weilt , ist in Buchen die
erfreuliche Nachricht eingegangen , daß die beiden unteren
Klassen des Realgymnasiums Buchen erhalten bleiben .

Die Bezirtsvereinizung Rastatt des Verbandes Badischer
Gemeinden fand sich am Samstag , den 5 . April 1930, zueiner Tagung in Oberweier , Amt Rastatt , zusammen , gleich-
zeitig aus Anlaß des 25jährigen Berufsjubiläums des Herrn
Bürgermeister Strolz , Oberweier . In dieser Versammlung
fand eine lebhafte Aussprache statt , in der n . a . eine Ände -
rung des badischen Steuerverteilungsgesetzes und des Stra -
tzengesetzes von der Regierung und vom Landtag gefordertwurde , die der Forderung der mittleren und kleineren Ge -
meinden Rechnung trägt . Gegen Za§ Anbauverbot von
Amerikanerreben , welche gerade im Bezirk Rastatt zur Be -
reitung von Haustrunk und nicht zum Handel und Verschnittmit Edelwein dient , wurden lebhafte Klagen laut und eine
Milderung des Anbaiwerbotes gewünscht . Nach dem vom
Syndikus des Bad . Wasser - und Energiewirtschaflsverbandes ,Dr. Schneider , Mannheim , gehaltenen lieferst über Elektri -
zitätsversorgung , mit anschließender Diskussion , wurden die
hohen Strompreise des Badenwerks beanstandet .

Der Bürgerausschuß Baden -Baden wird sich in seiner heute ,
Mittwoch , stattfindenden Sitzung mit dem Voranschlag be-
fassen . Dabei soll auch die Entscheidung in der Theaterfrage
fallen . Der Stadtrat beantragt außerdem die Erhöhung der
Kurlasten .

Eingemeindung nach Säckingen . Vo » sozialistischer Seite
wird gegenwärtig die Eingemeindung von Obersäckingen mit
Säckinge » lebhaft gefördert . Die beiden Gemeinden find eng
aneinandergebant . Obersäckingen ist von der Säckinger Ge -
markung fast ganz umschlossen.

Ikurze Kackricdten aus Kaden
bld. Heidelberg , 8. April . Anläßlich einer Pressefahrt in

die Pfalz , an der auch Vertreter der städtischen und staatlichen
Behörden von Heidelberg teilnahmen , wurde in Neustadt von
dem Vorsitzenden des Verkehrsvereius die Abhaltung einer
Befreiungsfeier im Heidelberger Schloßhof für die Städte
Heidelberg und Neustadt angeregt . Er betonte die mannig -
faltige Verbundenheit der Kurpfalz mit der Pfalz , die eine
alte geschichtliche Tradition habe . Sein Vorschlag fand leb -
haften Anklang und wurde mit starkem Beifall aufgenommen .

DZ . östringen (Amt Bruchsal ) , 8 . April . Der landwirt¬
schaftliche Konsumverein hat sich nun endgültig mit den Ber -
lusten durch seinen früheren Rechner abgefunden . In einer
zweiten , stürmische » Versammlung , erklärten sich die mehr
als 200 Mitglieder mit der Zahlung von 30 Ml pro Mitglied
einverstanden , den Rest haben die Vorstandsmitglieder zu
tragen . Der Verein löst sich auf und schließt sich dem Ein -
heitsverband an .

DZ . Oberweier ( A . Rastatt ) , 8 . April . Bürgermeister Strolz
konnte dieser Tage das silberne Jubiläum als Borsteher un -
serer Gemeinde feiern . Am Morgen fanden sich die Bürger ,
meist« des Bezirks zur Gratulation ein . Am Abend versam -
melte sich die ganze Gemeinde vor dem Hause des Bürger -
Meisters , um ihm ihre Grüße und Glückwünsche zum Jubi -
läum darzubringen .

bld . Wildgutach , 9 . April . Am Dienstag wurde Altlöwen -
Wirt Wilhelm Wangler 99 Jahre alt . 43 Fahre lang hatte
er die Wirtschaft . Seit 23 Jahren sitzt er auf dem Leibgeding .
Viele Jahre war er als Gemeinderat tätig . Wangler
ist Großvater von 33 lebenden Enkelkindern (15 sind gestorben )
und Urgroßvater von 8 lebenden Urenkeln (5 sind gestorben ) .

DZ . Pforzheim , 8. April . Nach Unterschlagung von 5000
Reichsmark ist der beim hiesigen Zollamt beschäftigte Un¬
terbeamte Schmeling flüchtig gegangen . Er hal über seine
Verhältnisse gelebt .

Staatsanzeiger
Sammlung .

Auf Grund der Bundesraisverordnung vom 15. Februar
1917 über Wohlfahrtspflege und der badischen Vollzugsverord -
nung hierzu vom 24 . Februar 1917 wird der Verwaltung des
Diakonisfenhauses Nonnenweier , Mutterhaus für Kinderpflege
und Gemeindediakonie in Nonnenweier bei Lahr die Erlaubnis
erteilt , im Lande Baden zugunsten des Neubaues eines Al-
tersheims fiir alte und arbeitsunfähige Schwestern bei den
Freunden der Anstalt und ihnen nahestehenden Kreisen eine
Haussammiung zu veranstalten . Diese Erlaubnis gilt bis zum
31 . Dezember 1930.

Karlsruhe , den 7 . April 1930.
Der Minister de? Innern :

I . A . : Or. A . Jung .

Lotterie .
Dem Münsterbauverein Uberlingen wurde die Erlaubnis zur

Veranstaltung einer Geldlotterie erteilt .
Karlsruhe , den 5. April 1930.

Der Minister des Innern :
I . A . : Schwarz .

Erste juristische Prüfung im Frühjahr 1939.
Auf Grund der im Frühjahr 1930 abgelegten ersten juristi -

sche » Prüfung sind folgende Rechtskandidaten zu Referendaren
ernannt worden :

Bauer Walter aus Stratzvurg , Bezler Reinhold aus Heidel -
berg , Bloch Herbert aus Bühl , Bossert August aus Durlach ,
Britsch Walter aus Pforzheim , Bürger Herbert aus Pforzheim ,
Calmbach Ernst aus Muggensturm , Tinter Franz aus Lahr ,
Duffing Rolf aus Leipzig , ErHardt Walter aus Odumase ,
Eßwein Arnold aus Ersingen , Ewald Eugen aus Mannheim ,
Flum Paul aus Schwetzingen , Föhrenbach Walter aus Baden -
Baden , Frey Erich aus Maiinheim , Fritz Bertold aus Furt -
Wangen , Henn Theodor aus Mannheim , Hetzer Karl aus Hei -
Helberg , Janz Robert aus Offenburg , Kern Konrad aus Tien -
ge» , Lörtz Hans aus Worms , Lorenz Hans Guido aus Bruch -
sal . Mattern Friedrich aus Mannheim , Merkert Erich aus
Mannheim , Mever Erich aus Straßburg i . E .. De Rappen¬
ecker Otto aus Freiburg , Raudenbusch Heinrich aus Mann -
heim , Ripfel Franz Josef aus Frankenthal , Rüde Hans aus
Karlsruhe , Dr. Schad Ludwig aus Neunkirchen , Scherenberg
Max aus Dresden , Schirmer Rudolf aus Hvhentengen , Schult ,
heiß Walter aus Karlsruhe , Schwarz Susanne aus Iggelheim ,Seith Herbert aus Karlsruhe , S » th Bruno aus Heidelberg ,Spaeth Wcilther aus Achern , Stössler Martin aus Pforzheim ,Ullmann Paul aus Kehl , Nnmuth Eugen aus Lörrach , Böckler
Otto aus Duisburg , Welker Heinrich aus Offenburg , von Witz-leben Job -Wilhelm aus Karlsruhe , Zimmermann Vinnen '
Königheim , Zipse Gottfried aus Stetten .

Karlsruhe , den 4. April 1930.
Der Justizminister : - *
Dr. Remmele .

Personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen, Zurruhesetzungen usw.

der Planmäßigen Beamten
Aus dem Bereich des Ministeriums des Innern

Zur Ruhe gesetzt:
Kriininaloberinspcktor Christian Rüber , beim Bezirksamt —

Polizeidirektion — Pforzheim .

Die tragbare elektrische SINGER
Ruch in monatlichen
Raten von 10 RM,

Qegen bar nur 260 RM.
S202 . IHM uncl 275 RM.
yiMOllGilE KOSMöSf VQMJN6 IM [li (D MOSE • SINGER NÄHMASCHINEN AKTIENGESELLSCHAFT
Kaiserstraße 205 J £ . A RLSRU H £ Werderplatz 42

Das schönste
Ostei^Geschenk

ttaatt -Lotterie!
Keine Preiserhöhung

Ziehung der I. Klasse der Preußisch -Süddeutschen
Klassenlotterie am 25. und 26. April 1930

Preis
V. 'U iiIt Vi Los

lililiiiil ! 3 6 12 24 RM

SO ) MMF R LosspezialgesehäHML-/ limx Kaiser-Allee 5 . Fernruf 4965

/ jumentaschen
HeiSverschiuBtaschen
Beuteitaschen
Lederkoffer
Schulranzen
SchUier mappen
Aktenmappen
Musikmappen
Größte Auswahl • Billigste Preise

G . Dischinger
Spezialgeschäft für Reiseartikel und Lederwaren

vorm . B . Klotter £ .278

KARLSRUHE , Kaiserstr. 105 Än ^ /xeiefonN, . ^

Speisezimmer
Herrenzimmer
Schlafzimmer
KUchen
einzelneMöbelstacke

in bekannt großer Auswahl im Möbelhaus

aierWeinheimer

Möbel
Karlsruhe Zahlungserleichterung Kronenstr .32

Kein Laden , daher billiqste Preise 279

II«

Als Geschenk
zum Osterfeste

ist ein

Junker & Ruh - Gasherd

Stadt Pforz^ .m
8°/°ige Wimleihe vom Ihre 1926
K
°/°ige Manleche vom Ähre 1927

Die nach den Tilgungsplänen für diese beiden An -
leihen auf 1 . November 1930 zur Rückzahlung gelan¬
genden Schuldverschreibungen im Nennwert hon
88 200 RM . und 101 200 !>! M . sind von der Stadt
freihändig erworben worden . Es findet daher für diese
Anleihen in diesem Jahre kein! Auslosung statt .

Pforzheim , den 8. April 1930. K .286
St » ? l>erbi,rgernieistrr

zerthaus : Keine Vor -
steknng . Mo ., 14. April :

9 , Sinfoniekonzert .

wohl das Beste .

KARL HAU &
Karl straße 28

K -281

Bekanntmachung
Eis - und Kühlanlage Karlsruhe G m. b. H . in Karlsruhe .
Durch Gesellschafterbeschlug vom 8 . 3 . 1930, wurde die

Gesellschaft aufgelöst . Zum Liquidator ist der Kauf -
mann Adolf Berberich . Georgstr . 37, Hannover , bestellt .
Die Gläubiger der Gesellschaft werden aufgefordert , sich
dortselbst zu melden - Ä .255

Wisches Landesthealer
Donnerstag . 10. April 1930

Volksbühne 2
Aprilvorstellung

MWreDreysus
Schauspiel von Rehfisch

und Herzog
Regie : Or . Waag

Mitwirkende :
Bertram , Ermarth , Genter .
Schreiner , Jank , Brand ,
Dahlen , Gemmecke. Graf ,
I . Grötzinger , Herz , Hier !,

Höcker , Hospach, Just .
O - Kienscherf. Kloeble,

Kühne , Landgrebe ,i Müller . Prüter , Schulze ,
v d . Trenck, Grimm .

H .' . «Mischers , Lindemann ,
Luther , Rivinius , Seibert .
Anfang 19 ' /, Ende n . 221/,

Preise A (0,70—5 X/6)
Der IV . Rang ist für den
allgemeinen Verkauf frei -

gehalten
Freitag . 11 - April :

Die Affäre Dreyfus .
Sa .. 12. April : Trojaner .
So .. 13. April : Zum ersten -
mal : Angelina . Im Kon -

Heute 8 Uhr

Oer grofle Ladiscbiager

„ Der
doppelte Erich"

ven
Rudolf Schmitthenner

undFredHimmighofen

PORPHYRWERK
DOSSENHEIM

HANS VATTER
DOSSCNHfIMA.p.ffRGSTD.

LIEFERTAUS SCHLOSS'U.
HECKENMARKBRUCH
ERSTKLASSIGES

STRQSSENBRU -
MftTERIfiL

Druck <8 . Braun . Karlsruh *
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